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2.2.2 Keine Neubestimmung des Funktionsvorbehalts

Ursprünglich war mit dem völligen Neuaufbau eines Berufsbeamtentums in
den neuen Ländern auch die Hoffnung verbunden worden, die Praxis der Ver-
beamtung auf einen Kernbereich hoheitlicher Tätigkeit beschränken und in-
nerhalb des vorgegebenen Rahmens sinnvoll gestalten zu können. Trotz der
einmaligen Chance zu einer überzeugenderen und stringenteren Legitimation
des Berufsbeamtentums durch präzisere Bestimmung dieses Funktionsvorbe-
halts in Artikel 33 Abs. 4 Grundgesetz bei der Schaffung eines eigenen Lan-
desbeamtenrechts wurden von den neuen Ländern jedoch keine neuen Wege
beschritten. Lediglich in der Schulverwaltung wurde in einigen Ländern die
Verbeamtung auf Schuldirektoren und ihre Stellvertreter beschränkt. Zum Teil
ist dort erst im Jahr 1996 mit der Verbeamtung der Lehrer begonnen worden.
In der übrigen Landesverwaltung wurden zumeist schematisch die in den
westlichen Ländern vorhandenen Personalstrukturen übernommen. Deshalb
sind – generalisierend betrachtet – bereits sieben Jahre nach dem Beitritt die
Personalstrukturen in den neuen Ländern mit denen der alten Länder ver-
gleichbar. Eine Rationalisierung des Funktionsvorbehalts ist im Rahmen eines
vereinigungsspezifischen Sonderweges für die neuen Länder nicht erfolgt und
bleibt daher mit der Reform des Berufsbeamtentums eine gesamtdeutsche
Aufgabe.

2.3 Praxis der Entscheidungen über die Übernahme von Personal in den
öffentlichen Dienst im Beitrittsgebiet während der Übergangsphase nach
1990

Die Umstrukturierung der Verwaltung und die personelle Erneuerung des öf-
fentlichen Dienstes im Beitrittsgebiet konnte nicht allein mit den vorhandenen
Mitteln des Arbeitsrechts bewältigt werden. Im Hinblick auf die Übernahme
des im Beitrittsgebiets vorhandenen Verwaltungspersonals hatte der Eini-
gungsvertrag mit der sogenannten Warteschleifenregelung den völligen perso-
nellen Neubeginn im öffentlichen Dienst der neuen Länder durch die Ab-
wicklung von Einrichtungen ebenso zugelassen wie den Fortbestand der Ar-
beitsverhältnisse übernommener Einrichtungen mit der Möglichkeit von im
Nachhinein ausgesprochenen Kündigungen (Anlage I, Kapitel XIX, Sachge-
biet A, Abschnitt III). Beide Lösungsmöglichkeiten erlangten große praktische
Bedeutung.

2.3.1 Auswirkungen der Instrumente des Einigungsvertrages auf die
personelle Erneuerung der Verwaltungen und auf die Beschäftigten

Die personelle Erneuerung der Verwaltungen in den neuen Ländern ist heute
im wesentlichen abgeschlossen. Derzeit bestehende Personalüberhänge in den
Landesverwaltungen sind nicht mehr auf den Transformationsprozeß, sondern
auf davon unabhängige personalwirtschaftliche Maßnahmen zurückzuführen.


